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6. Wahlperiode 


Der Bundesminister Bonn, den 25, November 1969 

für Arbeit und Sozialordnung 
B 4 - 27 263 - 12/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anweisung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung zu § 44 AFG 

Bezug.; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Böhme, Müller 
(Berlin), Müller (Remscheid) und Genossen 
- Drucksache Vl/45 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Dr. Böhme, Müller (Berlin), Müller 
(Remscheid) und Genossen wie folgt: 


Der Herr Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, Dr. Auerbach, hat am 29. Oktober 1969 folgendes 
Fernschreiben an den Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit 
gerichtet: 

„Der Paragraph 44 AFG sieht keine Anpassung des Unterhalts- 
geldes bei langdauernden Umschulungs- und Fortbildungsmaß- 
nahmen vor. Dies führt zu sozialen Härten. Ich beabsichtige des- 
halb, dem Gesetzgeber eine entsprechende Änderung des Para- 
graphen 44 AFG vorzulegen. 

Ich habe keine Bedenken dagegen, wenn die Bundesanstalt irn 
Vorgriff auf diese gesetzliche Regelung die Landesarbeitsämter 
und Arbeitsämter anweist, das Unterhaltsgeld in sinngemäßer 
Anwendung des Paragraphen 112 AFG neu festzusetzen, soweit 
es länger als 12 Monate gewährt wird. 

Ich bitte, mich über das Veranlaßte zu unterrichten. 

Die Vorsitzenden des Vorstandes und des Verwaltungsrates 
haben Durchschrift erhalten. 

Die im Fernschreiben enthaltene Anweisung entspricht nicht dem 
geltenden Gesetz. 


Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Hält die Bundesregierung dieses Verfahren mit dem geltenden 
Recht für vereinbar? 

Die Bundesregierung hält dieses Verfahren mit dem geltenden 
Recht für vereinbar. Das Fernschreiben enthält keine Anwei- 
sung an die Bundesanstalt, sofort zu zahlen; sondern neben 
einer Unterrichtung der Bundesanstalt über eine geplante 
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Gesetzesänderung nur eine Äußerung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung als Aufsichtsbehörde, daß sie keine 
Bedenken habe, wenn die Bundesanstalt bereits parallel zu den 
Beratungen über die Gesetzesänderung die verwaltungsmäßigen 
Vorarbeiten für die Zahlung des erhöhten Unterhaltsgeldes 
leistet, um sicherzustellen, daß die Berechtigten die neuen Lei- 
stungen sobald wie möglich erhalten. 


2. Hält die Bundesregierung das Vorgehen des Herrn Staatssekre- 
tärs für vergleichbar mit dem Verfahren während der Beratung 
des Arbeitsförderungsgesetzes zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
Fraktionen des Bundestages sich bereits materiell geeinigt 
hatten? 

Die Bundesregierung hält das Vorgehen insofern für vergleich- 
bar, als der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, wie 
seinerzeit sein Vorgänger, sicherstellen wollte, daß die von 
allen politischen Kräften gewünschte (vgl. auch Antrag der Frak- 
tion der CDU/CSU, Drucksache Vl/58), dringend notwendige 
Änderung des § 44 AFG dem einzelnen nach Einigung der 
Fraktionen des Bundestages so schnell wie möglich zugute 
kommt. 


3. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung in bezug auf die 
angedeutete Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes? 

Die Bundesregierung erstrebt eine Änderung des § 44 AFG 
durch die u. a. festgelegt wird, daß das Unterhaltsgeld für Teil- 
nehmer an Maßnahmen der beruflichen Fortbildung und Um- 
schulung nach Ablauf von jeweils 12 Monaten im Hinblick auf 
zwischenzeitliche Lohnerhöhungen angehoben wird. 


Walter Arendt 



